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Vorwort


„Er ist abgehauen“ oder „sie ist rüber gemacht“ hieß es, wenn jemand die DDR für immer auf einem der möglichen Fluchtwege nach Westdeutschland oder Westberlin verlassen hatte. Wenn an einem Morgen ein Kollege nicht an seinem Arbeitsplatz oder eine Kommilitonin nicht in ihrer Seminargruppe an der Universität erschienen war, dachten viele schon für sich: „Er wird doch nicht abgehauen sein?“ „Sie wird doch nicht rüber gemacht haben?“ Viele benutzten ein paar Urlaubstage für diesen Schritt, um sich etwas Luft zu verschaffen, ehe die Nachfragen der Kaderleiter oder Parteifunktionäre begannen, die wissen wollten, ob jemand behilflich war bei dieser Flucht.


Bis 1956 war es leicht gewesen, einen „Grenzübertrittsausweis“ zu bekommen, wenn man Verwandte in Westdeutschland hatte. Wer die DDR verlassen wollte, kehrte von solchen Besuchs reisen einfach nicht zurück. 1957 wurde das durch ein neues Passgesetz geändert. Nun waren nur noch Reisen zu Verwandten ersten Grades erlaubt. Das betraf nur wenige. Also blieb für fast alle, die der DDR den Rücken kehren wollten, nur der Weg über Westberlin. Es waren in dieser Zeit Hunderte täglich, die diesen Weg wählten.


Die Regierung der DDR verschärfte die Kontrollen auf dem Weg nach Berlin und drohte mit drastischen Strafen für Flucht versuche und Fluchthilfe. Trotzdem riss der Flüchtlingsstrom nicht ab. Über zwei Millionen waren es bis 1961.


Auch ich gehörte zu denen, die nicht mehr länger in der DDR leben wollten und flüchtete schließlich Ende 1960, gerade noch rechtzeitig. Am 13. August 1961 errichtete die DDR die Berliner Mauer, um dem Flüchtlingsstrom ein Ende zu machen. Wer es dann noch versuchte, riskierte sein Leben. Diese spektakulären Fluchtgeschichten sind in Büchern und Filmen festgehalten. Meine Fluchtgeschichte ist eine von diesen zwei Millionen, die vor dem Bau der Mauer „türmten“. Obwohl alle etwa den gleichen Weg gingen, war doch jede Flucht persönlich begründet und musste individuell organisiert und durchgeführt werden. Jede dieser Fluchtgeschichten war letztendlich einzigartig, so wie meine.


Die Schilderungen der Umstände, die zu meiner Republik flucht führten, sind gleichzeitig Geschichten aus dem Alltagsleben der DDR. Besonders die Generation, die die Teilung Deutschlands nicht mehr persönlich erlebt hat, findet hier ein plastisches Bild des Lebensgefühls der in Opposition zum aufkommenden Sozialismus stehenden Menschen in den ersten zehn Jahren der DDR.


Die im Anhang von mir zusammengestellten Erläuterungen und Informationen sollen beim Lesen helfen, die geschilderten politischen Umstände, die genannten Personen und die verwendeten Begriffe besser verstehen oder einordnen zu können.




Für


Kaja, Jesper, Inka, David, Véronique, Fabrice,


Elias, Lucie, Lotta, Emil, Karl, Felix, Julius


und alle, die noch geboren werden




Die Entscheidung


1


„Hör mal, Sella, willst du wirklich weg?“


Der Vater stellte diese Frage leise, langsam und vorsichtig und betonte dabei das Wort „wirklich“ durch eine höhere Tonlage. Er erwartete nicht sofort eine Antwort und machte deshalb ein paar Schritte den Flur entlang. Ich schaute auf, sah zu ihm hin, spürte den Zweifel nicht, der in seiner Frage anklang und reagierte schnell:


„Ja, unbedingt“, sagte ich mit klarer und fester Stimme.


Er blieb stehen und sah mich prüfend an. Es entstand eine längere Pause. Dann kam er auf mich zu, blieb dicht vor mir stehen und sagte mir schließlich leise ins Ohr:


„Dann geh jetzt!“


Ich erschrak gewaltig und mein Puls erhöhte sich, denn ich erkannte sofort, dass er mit diesem offen ausgesprochenen Satz, der so noch nie gesagt worden war, endlich eine Entscheidung herbeiführen wollte, zu der ich bisher nicht in der Lage gewesen war. Sofort war die Angst wieder da, die mich jedes Mal lähmte, wenn ich begann, meiner Wunschvorstellung erste Schritte zur Umsetzung folgen zu lassen. Gleichzeitig spürte ich aber, dass es auch ein erlösender Satz sein könnte, dieses ‚dann geh jetzt!’ Ich könnte endlich diese quälende Zeit der Unentschiedenheit durch einen Entschluss beenden.


Schon etwa zwei Jahre schimpfte ich wiederholt über die politische Drangsalierung, der ich als Lehrerstudentin in Leipzig in zunehmendem Maße ausgesetzt war. „Ich haue ab!“ war immer mein Schlusssatz gegenüber den Eltern gewesen nach der empörten Schilderung der politischen Zwänge, die während der Woche im Studium und in der Seminargruppe auf mich ausgeübt worden waren. Meinen Kommilitoninnen und Kommilitonen traute ich politisch nicht über den Weg. Entweder sie liefen selbst mit dem Parteiabzeichen herum oder redeten den Parteimit gliedern nach dem Munde. Ob auch jemand von ihnen Regimegegner war, wie ich, das war nicht festzustellen, womöglich versteckten sich einige nur hinter politischen Phrasen und waren deshalb als solche nicht zu erkennen, wie auch ich hoffte, nicht durchschaubar zu sein. Dieser Zustand würde auf die Dauer für mich unerträglich werden. Der Wunsch, die DDR zu verlassen,
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Abb. 1. Die Eltern, Max und Johanna Hinkfoth, auf einem Spaziergang mit ihrer


Tochter Gisela durch den Kurpark von Bad Dürrenberg, 1957


war in den letzten zwei Jahren immer größer geworden, das wussten Vater und Mutter, aber eine Entscheidung zu treffen und den Termin tatsächlich festzulegen, das hatte ich mich noch nicht getraut. Nun hatte ich einen Tritt bekommen.


Die Frage des Vaters an seine Tochter, ob es ihr mit der wiederholt geäußerten Fluchtabsicht wirklich ernst sei, kam zu diesem Zeitpunkt nicht von ungefähr. Den Vater beunruhigte zunehmend die aktuelle Politik des sowjetischen Regierungschefs Nikita Chruschtschow und unsere Wochenendgespräche waren davon geprägt.


„Seit fast zwei Jahren geht das nun schon, dass Chruschtschow versucht, den Viermächtestatus von Berlin aufzuweichen. Erst kündigt er den Vertrag einseitig, dann droht er mit einem separaten Friedensvertrag zwischen der Sowjetunion und der DDR, wenn sich die Westmächte nicht auf seine Vorschläge einlassen. Der ist unberechenbar.“


„Aber sie lassen sich ja nicht ein“, wandte ich ein, „die Außenministerkonferenz in Genf ist ja gerade vertagt worden, weil sie sich über die Berlin-
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Abb. 2. 28. November 1958, Chruschtschows „Berlin-Ultimatum“ in der Presse der DDR





frage nicht einigen konnten. So lange sie sich immer wieder vertagen, so lange haben wir noch eine Frist und Berlin bleibt offen.“ Aber meine Angst war größer als die geäußerte Zuversicht, denn ich hatte mit Bangen diese Konferenz verfolgt und gezittert, die Westmächte könnten sich von dem Gerede der Russen über einen deutschen Friedensvertrag und eine entmilitarisierte „Freie Stadt“ Westberlin täuschen lassen. Der Vater ließ sich nicht täuschen:


„Wenn unsere Bonzen da oben von der ‚natürlichsten Lösung’ sprechen, den Westteil Berlins in das Gebiet der DDR einzugliedern, weil er auf dem Territorium der DDR liege, dann haben die doch genaue Pläne in der Schublade, wie sie das erreichen wollen. Ich traue denen alles zu.“


Der Vater deutete das an, was ich kaum zu denken gewagt hatte. Jetzt sprach ich es aus:


„Alles heißt alles. Also auch Krieg. Du meinst, der Russe erobert Westberlin, wenn die Westmächte ihre Kasernen in Westberlin nicht räumen?“


„Es muss ja nicht gleich Krieg sein, aber Grenzen dicht und aushungern, so was“, meinte der Vater, „das gab es ja schon mal, 1948, als dann die Amis die ‚Luftbrücke’ eingerichtet und die Westberliner per Flugzeug versorgt haben. Dass Ulbricht lieber heute als morgen die Grenze zu Westberlin dicht machen möchte, liegt in der Luft.“


„Aber Willy Brandt hat gesagt ‚Hände weg von Berlin’!“


„Ja gut, aber guck dir doch die täglichen Flüchtlingszahlen an. Das können die Russen und Ulbricht doch nicht mehr lange hinnehmen.“


So umkreisten wir jedes Wochenende die politische Lage. Täglich wurde im Radio, wir hörten regelmäßig das ‚Echo des Tages’ im Nordwestdeutschen Rundfunk, die Zahl der Geflüchteten mit 500 und mehr angegeben. Trotz der Propagandakampagne in unseren Zeitungen, die DDR müsse zur Erhaltung des Friedens gestärkt werden und deshalb dürfe kein Arbeiter, Bauer oder Angehöriger der Intelligenz die DDR verlassen, trotz dieser mit Drohungen verbundenen Einschüchterung stieg die Fluchtwelle weiter an. Es kursierten Geschichten von drakonischen Strafen für gescheiterte Fluchtversuche, wie Arbeitsplatz- oder Studienplatzverlust, Arbeit in der Produktion, sogar unter Tage im Uranbergbau oder, im schlimmsten Fall, Gefängnis. Trotzdem machten sich immer mehr Flüchtlinge auf den Weg nach Westberlin.


„Das kann nicht mehr ewig so weitergehen, die machen irgend wann dicht!“


„Und ich sitze dann hier und kann nicht mehr weg! In diesem Land Lehrerin zu sein, erscheint mir zunehmend unmöglich. Jeden Tag lügen und heucheln, das halte ich nicht aus!“


Die Mutter hatte bisher immer versucht, mich zu beruhigen und mir geraten, erst einmal abzuwarten und das Examen abzulegen. Keiner könne voraussagen, was kommen werde.


„Examen machen würde bedeuten, noch zwei Jahre auszuhalten“, entgegnete ich, obwohl ich mir ganz gern noch zwei Jahre für eine Entscheidung Zeit genommen hätte. Die politische Lage wurde immer bedrohlicher, das sah ich deutlich. Die ‚Gefechte’ des ‚Kalten Krieges’ zwischen der Sowjetunion und den Westmächten spielten sich immer häufiger an der innerdeutschen Grenze ab und betrafen vor allem Westberlin. In immer kürzer werdenden Abständen beschloss die DDR-Regierung neue Gesetze und Anordnungen, durch die die Bewegungsfreiheit von und nach Berlin stärker eingeschränkt wurde.


„Es ist ja deutlich zu sehen, wie sie mit ihrer Nadelstich-Politik Westberlin immer mehr einkreisen, bis bald gar nichts mehr möglich ist. Und was wird dann aus mir? Dann bin ich Lehrerin und sitze hier fest.“


Mit jeder neuen Nachricht wurde diese Angst größer.


Am 8. September 1960 hatte das Innenministerium der DDR eine unbefristete Anordnung erlassen, wonach den westdeutschen Bundesbürgern die Einreise nach Ostberlin nur nach vorheriger Genehmigung der DDR-Behörden erlaubt sein würde. Bisher hatten sich die Westdeutschen, wie alle Berliner, frei in der ganzen Stadt bewegen können. Fünf Tage später gab der Ministerrat der DDR einen weiteren Beschluss bekannt: Der Reisepass der Westberliner werde nicht mehr als Reisedokument von den Grenzpolizisten der DDR anerkannt. Das bedeutete, dass Westberliner nicht mehr ohne die Genehmigung der DDR-Behörden durch die DDR nach Westdeutschland fahren konnten. Das verstieß gegen den Viermächtestatus Berlins. Wir waren empört, aber der Westen schwieg.


„Warum tut der Westen nichts? Den Westdeutschen wurde letzte Woche die Durchreise durch die DDR nach Westberlin zu einem ‚Heimattreffen’ verweigert und der Westen lässt sich das gefallen. Sie könnten ja auch ihr komisches Heimattreffen in Westdeutschland abhalten, dann würden sie den Russen damit nicht zu solchen Anordnungen provozieren“, erregte ich mich. Die Mutter wusste darauf keine Antwort. Wir sahen aber deutlich die Gefahr, dass Berlin durch immer mehr Auflagen allmählich abgeriegelt werden könnte. Der nächste Schritt würde sein, die Ostberliner, und damit alle DDR-Bürger, am Überschreiten der Sektorengrenzen innerhalb Berlins zu hindern. Damit war ich allerdings am Ende meiner Vorstellungskraft angekommen:


„Das kann ich wiederum nicht glauben. Wie soll das denn funktionieren?“


Aber die Mutter wollte sich darüber jetzt nicht weiter erregen, sie war gerade über etwas anderes erbittert und zutiefst enttäuscht. Der Antrag auf eine Reise zur Hochzeit ihrer älteren Tochter Ilse, die in Hamburg stattfinden sollte, war von der zuständigen Polizei-Behörde abgelehnt worden. Meine Schwester lebte schon seit 1954 in Westdeutschland und seit zwei Jahren in der Schweiz. Nun wollte sie heiraten und ihren Eltern wurde die Teilnahme verwehrt. Wir empfanden das als Schikane und fühlten uns der Willkür der Behörden ausgeliefert. Das schon bekannte Ohnmachtsgefühl machte sich wieder breit, das sich meistens lähmend über uns legte, wenn sich die DDR-Gesetze zu sehr in unser Leben drängten. Dieses Mal aber traf die Mutter diese polizeiliche Entscheidung doch sehr tief und es trieb sie zu einem Widerspruch. Sie wollte sich mit der Ablehnung des Reiseantrags nicht zufriedengeben und fuhr mit mir zum Kreis-Polizeiamt, der nächsthöheren Instanz. Aber sie musste sich dort sagen lassen, die politische Lage erlaube es nicht, DDR-Bürgern eine Reise in die Bundesrepublik Deutschland zu genehmigen. Auch ihr Hinweis auf die weit verbreitete DDR-Losung ‚Im Vordergrund steht der Mensch’ und dass sie in ihrem Fall eine humane Entscheidung erwarte, brachte ihr nur die Antwort ein, dass ihre Tochter schließlich republikflüchtig gewesen sei und sie diese Republik flucht nicht verhindert habe. Solche DDR-Bürger hätten kein Recht auf Privilegien. Hier war also nichts zu holen gewesen, im Gegen teil, die Mutter hatte noch eine weitere Erniedrigung hinnehmen müssen.


Ich hatte die Eltern schon seit längerer Zeit bei meinen Wochenendbesuchen sehr nervös und leicht reizbar angetroffen. Das Leben in unserer Kleinstadt war für sie wie das Ausharren auf einem Abstellgleis geworden, seitdem das neue Passgesetz erlassen worden war und sie weder einen Besuch bei ihrer Tochter im Westen genehmigt bekamen, noch meine Schwester einreisen durfte. Die fehlende Freiheit, einmal etwas anderes sehen und hören zu können, als nur immer mehr Transparente mit politischen Losungen an den Häusern, als nur immer die gleichen politischen Phrasen der Parteigenossen im Betrieb, verbitterte sie immer mehr. Sie trauten sich aber auch nicht zu, ohne ihr Hab und Gut im Alter von sechzig bzw. fünfundfünfzig Jahren in den Westen zu flüchten.


Ein Licht am Horizont blinkte für sie allerdings doch, denn es gab die Aussicht, eine Ausreise in den Westen mit Erreichen des Rentenalters genehmigt zu bekommen. Wir kannten Leute, bei denen das erlaubt worden war. Es würde aber nur gehen, hieß es, wenn keine Kinder mehr in der DDR leben würden. Vielleicht dachten die Eltern ab und zu einmal an diesen Weg und wünschten sich insgeheim, dass auch ich zu diesem Zeitpunkt bereits im Westen wohnen würde. Aber in den Gesprächen über meine Zukunft kam dieser Aspekt nicht vor. Mir war dieser Tatbestand durchaus bewusst, aber indem die Eltern darüber schwiegen, zeigten sie mir indirekt, dass ich meine Entscheidung nicht von ihren zukünftigen Möglichkeiten abhängig machen, sondern meinen Entschluss ganz aus mir heraus und ausschließlich nach meinen eigenen Vorstellungen für meine Zukunft treffen sollte. Es fiel mir dadurch aber nicht leichter, einen Entschluss zu fassen. Noch war alles offen, ich war entscheidungsunfähig. Ich schimpfte, jammerte und litt unter meiner Situation, in einem Studium festzuhängen, das das Ziel hatte, eine sozialistische Lehrerin aus mir zu machen.



2


Die Schwierigkeiten hatten schon mit der Bewerbung um einen Studienplatz begonnen. Ich hatte von Anfang an schlechte Chancen. In der Oberschulzeit meinte ich noch, durch gute Zensuren die Verwirklichung des Studienwunsches beeinflussen zu können. Aber dieser Traum war bald ausgeträumt, denn die Herkunft und die Beurteilung der politischen Betätigung als Zeichen der politischen Zuverlässigkeit spielten bei der Studienplatzzuteilung eine entscheidende Rolle. Arbeiter- und Bauernkinder, hieß es, stünden in der ersten Reihe, mit einem guten Abiturzeugnis hätten sie auf jedes Studienfach Zugriff. Kinder von Angestellten oder der Intelligenz mussten nehmen, was übrigblieb oder sich erst durch ‚Arbeit in der Produktion’ bewähren. Auf politisches Wohlverhalten wurde nicht nur der Studienbewerber überprüft, sondern auch die Familienmitglieder mussten sich vorbildlich verhalten haben.


Ich war das Kind eines kleinen, kaufmännischen Angestellten mit einer republikflüchtigen Schwester in der Schweiz und machte mir wenig Hoffnungen auf einen Studienplatz. Trotzdem fuhr ich zur Studienberatung nach Halle, um meine Möglichkeiten zu erfahren. Mit mir selbst hatte ich schon geklärt, dass ich nur einen solchen Beruf erlernen wollte, in dem die Politik eine möglichst geringe Rolle spielen würde und den ich auch in Westdeutschland ausüben könnte. Ich konzentrierte mich deshalb auf die naturwissenschaftlichen Fächer. In Halle entdeckte ich das Studienfach Nahrungsmittelchemie, allerdings gleich mit dem Hinweis, dass nur wenige Plätze zur Verfügung stehen würden. Gute Aussichten hätte das Lehrerstudium für die Oberstufe in den Fächern Mathematik und Physik. In der Beschreibung dieses Studienganges las ich aber, dass in den ersten zwei Semestern viermal so viel Politik wie Fachwissenschaft auf dem Stundenplan stand. Die Lehrerstudenten sollten also von Anfang an politisch auf Linie gebracht werden, folgerte ich daraus und beschloss, auf keinen Fall Pädagogik zu studieren und auch niemals Lehrerin zu werden in der DDR, ganz gleich, mit welchen Fächern.


Im Antrag für einen Studienplatz mussten verfängliche Fragen beantwortet werden: Wie oft und wo waren Sie in Westdeutschland? Haben Sie in Westdeutschland gearbeitet? Haben Sie einen Verwandten ersten oder zweiten Grades im kapitalistischen Ausland? Wo? Seit wann? Adresse? Arbeitsstelle? Stundenlang hatte ich mit den Eltern darüber gebrütet, was wir als Antwort hinschreiben sollten, damit der Schaden möglichst gering gehalten werden könnte. Die Frage nach der Arbeit in Westdeutschland hatte ich verneint, obwohl ich 1956 vier Wochen in Darmstadt in der gleichen Firma, in der meine Schwester arbeitete, zu Hilfsarbeiten eingestellt worden war. Ich hoffte, der Lehrer, dem ich das vor zwei Jahren anvertraut hatte, würde dichthalten. Wir sahen allerdings keine Möglichkeit, um die Angaben zum Leben meiner Schwester herumzukommen. So gaben wir ihre Adresse und ihre Arbeitsstelle preis und trugen 1954 als das Datum ihrer Republik flucht ein.


Ich bewarb mich für Nahrungsmittelchemie als ersten und für Pharmazie als zweiten Studienwunsch an der Humboldt-Universität in Ostberlin. Ich wollte es einfach versuchen. Zu bieten hatte ich Angestelltenkind gute Vorzensuren in den naturwissenschaftlichen Fächern, Mitgliedschaft in der FDJ, keine politischen Aktivitäten, Westreisen und Verwandtschaft im kapitalistischen Ausland. Das konnte eigentlich nicht gutgehen. Und so war es dann auch. Aus Berlin kamen die Absagen für einen Studienplatz für Nahrungsmittelchemie und ebenso für Pharmazie. Obwohl ich wenig Hoffnung gehabt hatte, war ich doch sehr enttäuscht. Die Absagen waren verpackt in dem Angebot eines Lehrerstudiums für Mittelschullehrer mit den Fächern Mathematik und Chemie, das sofort begonnen werden könnte. Eine erneute Bewerbung für die verweigerten Studienfächer sei möglich im nächsten Jahr nach der Absolvierung eines Arbeitsjahres in der Produktion. Da hatte ich den Salat! Meine Stimmung sank auf den Tiefpunkt. Das Studium konnte ich mir wohl aus dem Kopf schlagen. Lehrerin zu werden, schien mir unmöglich. Ein Jahr in der Produktion zu arbeiten, lehnte ich ab.


„Die wollen mich damit nur kleinkriegen. Eine Garantie auf den gewünschten Studienplatz geben sie mir trotzdem nicht. Nächstes Jahr stehe ich dann genauso da wie jetzt!“


Als mahnendes Beispiel gab es einen Nachbarjungen, Arbeiterkind und Kriegswaise, dessen Mutter in Leuna im Schichtdienst am Fließband stand, dessen Bruder aber vor zwei Jahren nach dem Westen geflüchtet war. Auch bei Arbeiter- und Bauernkindern gab es Sippenhaft, wenn es um die Staatstreue ging. Sie schickten ihn, wie sie es mit den Kindern der Intelligenz taten, für ein Jahr in die Produktion und kündigten ihm an, dass es auch dann kein Medizinstudium werden würde, sondern vielleicht ein Platz für Tiermedizin. Nach einem Jahr Arbeit im Schichtdienst stand immer noch kein Studienplatz für ihn zur Verfügung und man riet ihm, noch ein zweites Jahr in der Produktion zu absolvieren.


Aber der Nachbarjunge war mit seiner Geduld am Ende gewesen und setzte sich über Westberlin nach Marburg ab und nahm dort, nachdem er das westdeutsche Abitur in einem Jahreskurs nachgeholt hatte, ein Medizinstudium auf. Damit zeigte er mir eigentlich einen Weg auf, aber ich konnte ihn zu diesem Zeitpunkt noch nicht gehen. Ich war achtzehn Jahre alt, hatte gerade das Abitur bestanden und traute mir nicht zu, allein zu flüchten.


Die Absage aus Berlin hatte mich völlig hilflos gemacht. Ich musste meine Situation von Grund auf überdenken: Wenn es also mit der Universität nichts wurde, musste ich mir einen Lehrberuf suchen und informierte mich über den Beruf Laborfacharbeiter. Das lag auf der Hand, denn wir wohnten in der Nähe des großen Chemiewerkes Leuna. Dafür war ein einjähriges Praktikum in der Chemieindustrie abzuleisten, um einen Platz an der Fachschule in Köthen zu bekommen. Das Praktikum hätte zwölfstündige Wechselschichten bedeutet. Ein Gespräch mit einer Freundin, die Chemiefacharbeiterin gelernt hatte, ergab, dass sie wenig verdiente und der ganze Beruf nichts Besonderes sei, dazu wahrscheinlich noch ungesund. Das war nicht gerade verlockend.


Meine drei Schulfreundinnen, alles Arbeiterkinder, waren inzwischen mit ihrer Studienbewerbung erfolgreich gewesen. Zwei, die Lehrerin werden wollten, bekamen ein Lehrerstudium für Mittelschullehrer mit den Fächern Mathematik und Physik angeboten und hatten bereits zugesagt. Sie schien die damit verbundenen politischen Verpflichtungen nicht zu stören. Die dritte Freundin hatte nach Wunsch einen Studienplatz für Landwirtschaft bekommen. Alle drei würden also in die Universitätsstädte Halle oder Leipzig ziehen, nur ich müsste zu Hause bleiben und meine Tage oder Nächte im Ammoniakgestank von Leuna verbringen. Das war eine schwer erträgliche Vorstellung.


Die Eltern litten mit mir. Der Vater versuchte es immer wieder mit dem Rat, doch das Lehrerstudium anzunehmen. Aber ich lehnte das strikt ab.


„Nein, ich tue es nicht, da könnt ihr machen, was ihr wollt!“


Ich sah mich deutlich als Lehrerin auf einem Elternabend gegenüber den Eltern die Ziele des sozialistischen Staates vertreten, hinter denen ich selbst nicht stand. Das wollte ich mir nicht zumuten.


Aber mein Vater ließ nicht locker, mir darzulegen, dass das angebotene Lehrerstudium die einzige Möglichkeit wäre, der Arbeit in der Produktion zu entgehen.


„Fang erst einmal an der Uni an, wenn du erst mal dort bist, wird das Weitere sich finden. Die beiden Fächer kannst du eventuell auch anders nutzen, wenn du absolut nicht in die Schule möchtest. Du bist dadurch unter deinesgleichen, lernst das Studentenleben kennen und bekommst eine akademische Ausbildung, die dir später mal ein besseres Auskommen ermöglicht.“


So sprach er immer wieder mit mir und allmählich begann auch ich, seinen Überlegungen zu folgen. Schließlich überzeugten mich seine Argumente. Ich beruhigte mich und machte mir klar, dass ich auch bei einem Studium der Nahrungsmittelchemie „Marxismus/Leninismus“ hätte studieren müssen und ebenso die Auflage bekommen hätte, als Studentin nicht nach dem Westen oder nach Westberlin reisen zu dürfen. Schweren Herzens beschloss ich, das Pädagogikstudium anzunehmen und wir schickten einen Eilbrief an die Universität und baten darum, den Studienplatz von Berlin nach Leipzig zu verlegen. Diese Stadt lag nur eine Stunde Zugfahrt von unserem Wohnort entfernt und war mir durch die vielen Einkaufsfahrten und Messebesuche vertrauter als Berlin. Dort würde ich auch öfter meine Schulfreundin Hella treffen können, die gern Lehrerin für Mathematik und Physik werden wollte. So kam es, dass ich ab September 1958 in Leipzig Studentin der „Mathematik und Chemie für Mittelschullehrer“ wurde.


Ich ging dazu über, mich mutig zu finden und traute mir plötzlich zu, mich durch das ganze politische Dickicht hindurchschlängeln zu können, ohne Schaden zu nehmen. Mit viel Optimismus glaubte ich, schon einen Weg finden zu können, mich den politischen Forderungen zu entziehen. Er hielt auch noch vor, als die Funktionäre der Universität während der Immatrikulationsfeier begannen, uns mit dem mir vertrauten Vokabular einzuhämmern, dass es ausschließlich um den Sieg des Sozialismus gehe und wir uns immerfort um die Verbundenheit mit der Arbeiter klasse zu bemühen hätten. Den Eid, den wir angehenden Studenten an einer sozialistischen Universität ablegen mussten, belächelte ich noch und hatte keine Skrupel, ihn mitzusprechen:


„Ich gelobe, mein Studium an der Karl-Marx-Universität Leipzig im Sinne des Sozialismus durchzuführen, die Politik der Regierung der DDR aktiv zu unterstützen, mir auf der Grundlage des dialektischen und historischen Materialismus umfassende Kenntnisse anzueignen, während meines Studiums am sozialistischen Aufbau in Industrie und Landwirtschaft tatkräftig mitzuwirken, zur Stärkung der Verteidigungsbereitschaft der Deutschen Demokratischen Republik beizutragen, die Verfassung und
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Abb. 3. Einladung zur feierlichen Immatrikulation an der Karl-Marx-Universität Leipzig am 16. September 1958, mit Programm und Eidesformel
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Gesetze meines Staates, das Statut meiner Universität und die Studienordnung gewissenhaft einzuhalten und meine daraus erwachsenden Pflichten treu zu erfüllen, sowie nach meinem Studium drei Jahre dort zu arbeiten, wo es die Partei der Arbeiter klasse und die Regierung für notwendig erachten.“


Ich sprach das mit ruhigem Gewissen! Ich war es gewohnt, derlei Verpflichtungen auszusprechen und anschließend in der Masse zu verschwinden.


Wie ich feststellen musste, gab es kein allgemeines Vorlesungsverzeichnis, denn alle Studiengänge waren genau vorgeschrieben und wurden in den entsprechenden Instituten am Schwarzen Brett bekannt gegeben. Im Mathematischen Institut fand ich schließlich einen Zettel mit der Überschrift: „1. Studienjahr, Mittelschullehrer, Mathematik und Chemie“. Alles war darauf vermerkt, vom ersten Treffen der Studiengruppe, über die Vorlesungen in den einzelnen Fächern bis zu den Seminaren und Praktika, angegeben dazu Uhrzeit und Ort. Ich war etwas irritiert, denn ich hatte mir das Studium an einer Universität nicht mit Stundenplan wie in der Schule vorgestellt. Aber da alles so neu und fremd war, fand ich das zunächst ganz praktisch, denn ich wusste, wo ich hin musste und traf schon vor dem Schwarzen Brett einige zukünftige Studienkolleginnen und Studienkollegen. Bei drei jungen Männern nahm ich am Revers das Parteiabzeichen wahr und bekam den ersten, wirklichen Dämpfer.


„Wo bin ich denn hier hingeraten?


Ach ja, bei den Lehrerstudenten!


Und was ist mit denen, die kein Parteiabzeichen tragen? Sind die so wie ich?


Sei bloß vorsichtig, Gisela!“


Keiner sagte etwas zu den Parteiabzeichen.


„Stört das etwa niemanden?“, fragte ich mich.


„Haben diese Parteigenossen vielleicht einen Schnüffelauftrag?


Würden sie sich dann mit dem Parteiabzeichen so ausweisen?


Eher nicht.


Aber warum tragen sie es?


Warum sind sie überhaupt schon in der Partei?


Wir sind ja gerade alle erst 18 Jahre alt geworden.


Konnten sie es nicht abwarten, Mitglied zu werden?


Sind sie stolz darauf?


Oder sind sie gezwungen worden?“
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Abb. 4, Parteiabzeichen der SED, Anstecknadel





Die Fragen stürzten nur so auf mich ein.


„Und diese netten Kommilitoninnen, haben die zu Hause auch ein Mitgliedsbuch und ein Abzeichen?


Werden sie es morgen auch anstekken?“


Mir wankte leicht der Boden unter den Füßen.


„Werden bald alle aufgefordert, in die Partei einzutreten?


Was mache ich dann?“


Dieser Anfang war dann doch ein ziemlicher Schock.


Aber zunächst war ich mit den ersten Vorlesungen und Seminaren beschäftigt: Mathematik war zum großen Teil unverständlich, nicht zu vergleichen mit unserer Schulmathematik, Chemie klang sehr theoretisch und kompliziert, Physik bestand nur aus einer Tafel voller Formeln. Geschichte der Pädagogik und Psychologie begannen unerwartet unpolitisch. Der Russischunterricht befasste sich mit chemischen Fachtexten, die gelesen und übersetzt werden mussten. Die erste Vorlesung in Gesellschaftswissenschaft (Gewi) begann mit den Thesen:


Die höchsten Bildungsanstalten sollen der Menschenbildung dienen im Humboldtschen Sinne, aber der Kapitalismus hat sie zu reinen Stätten der Wissensvermittlung verkommen lassen. Die Menschen beherrschten zwar die Naturkräfte, aber nicht die gesellschaftlichen Verhältnisse. An einer sozialistischen Universität werden Naturwissenschaften und Gesellschaftswissenschaften gleichzeitig gelehrt, damit der Naturwissenschaftler auch Politiker sein und die neue, sozialistische Gesellschaftsordnung aufbauen kann.


„Wie soll das mit mir gehen?“ fragte ich mich. Ich begann den Druck zu spüren, jeden Tag.


In einem der nächsten Gewi-Seminare wurde uns die historische Bedeutung der SED (Sozialistischen Einheitspartei Deutschlands) erklärt:


Die Arbeiterschaft hat die richtigen Lehren aus der Novemberrevolution 1918 gezogen, nämlich die beiden Arbeiterparteien KPD und SPD zu vereinigen, um so eine schlagkräftige, revolutionäre Kampfpartei zu schaffen. Durch die Vereinigung der Arbeiterparteien SPD und KPD zur SED 1946 ist erstmals, und historisch folgerichtig, die Hegemonie der Arbeiterklasse erreicht worden. Der Arbeiter- und Bauernstaat DDR kann nun seine historische Aufgabe, den alten imperialistischen Staatsapparat zu zerschlagen, wahrnehmen. In Westdeutschland ist dagegen die KPD verboten worden und dort sind die Revisionisten am Werke.


Ich zweifelte an so viel historischer Bedeutung der SED und der DDR, aber wo sollte ich meine Zweifel bestätigt finden? Lehrbücher, in denen vielleicht eine andere Sichtweise stehen würde, waren mir nicht zugänglich. Nur zu Forschungszwecken bekäme man eine Lesekarte für die Bibliothek, hieß es. Da würde sogar das westdeutsche Magazin ‚Der Spiegel’ liegen. Aber was nützte mir das?


Nach diesem Seminar nahm ich eine Kommilitonin mit zu mir auf mein Zimmer und stellte, wie ich es zur Kompensation nach zu viel einseitiger Indoktrination immer tat, den RIAS (Rundfunk im amerikanischen Sektor) ein. Der Rundfunk war die einzige Möglichkeit, andere Informationen zu bekommen. Auf meine Worte: „Nun wollen wir mal schnell die andere Seite hören“, reagierte sie überhaupt nicht.


„Sie denkt anders als ich“, sagte ich mir und wurde ein wenig nervös.


„Sie kennt nicht mal den RIAS!


Sie ist aber auch nicht abgestellt auf Beobachten und Aus horchen, denn dann hätte sie sofort mitbekommen, welche Art von Sender ich gewählt habe.“


Mein Verhalten war ihr völlig fremd, so fremd, dass ich sie nicht einmal irritieren konnte. Diese Art Test meiner Kommilitoninnen auf systemabgewandtes Denken schien mir zu riskant und ich schaltete sicherheitshalber das Radio schnell wieder aus.


Später, als wir einmal in ihrer elterlichen Wohnung eine Fete feierten, sah ich dort ein Leninbild an der Wand hängen. Noch nie hatte mich Lenin in einer privaten Wohnung angeschaut.


„Zu ihrem Leben gehört Lenin und nicht der RIAS. Du bist hier bei den Lehrerstudenten!“ erklärte ich mir diese Erscheinung und schwieg.


Jedes Wochenende fuhr ich nach Hause, eine Stunde Fahrt für 55 Pfennig und spuckte zwei Tage lang vor meinen Eltern aus, was ich eine Woche lang geschluckt hatte.


„Ratet mal, welches Bild bei den Eltern von Nora in der Wohnung hängt!“ begann ich.
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Abb. 5. Wladimir Iljitsch Lenin, 1870 - 1924, russischer Revolutionär, sein Portrait hing in vielen öffentlichen Gebäuden, mitunter auch in Wohnzimmern





„Vielleicht die gleichen Nordseewellen wie bei uns hier?“ tippte der Vater.


„Nein, ein Portrait von Lenin! Lenin! Lenin im Wohnzimmer!“ schrie ich regelrecht.


Ungläubiges Staunen auf Seiten der Eltern.


„Habt ihr so etwas schon mal erlebt? Da könnt ihr mal sehen, wo ich hingeraten bin!“ ereiferte ich mich weiter.


„Sei bloß still, wenn du so etwas erlebst. Vielleicht sind die Leute ja harmlos, aber das weißt du eben nie“, riet mir die Mutter und lächelte noch etwas im Nachhinein über ‚Lenin im Wohnzimmer’. So reagierte ich mich zu Hause ab und nahm gute Ratschläge für unauffälliges Verhalten wieder mit für die nächste Woche.


Auf einer Geburtstagsfeier einer Kommilitonin war es zu einer kleinen Diskussion über Tagespolitik gekommen und nach einigen Sätzen begann ich zu schweigen, denn ich merkte, woher der Wind wehte. Mehrere befürworteten nachdrücklich das Berlin-Ultimatum Chruschtschows.


„Dieses Westberlin muss endlich verschwinden!“ bemerkte ein Kommilitone.


„Die Westmächte wollen ja nur weiterhin diesen Viermächtestatus, um die DDR zu zersetzen!“ ergänzte ein zweiter und fuhr fort:


„Dieser kapitalistische Keil, der in die DDR hineingetrieben worden ist, muss weg!“


Ich bekam Herzklopfen! Außer mir schwiegen noch ein paar andere, aber ich achtete in meiner Erregung nicht darauf, wer es war. Ich schaffte es, nichts dazu zu sagen und musste warten, bis ich mir am Wochenende zu Hause Luft verschaffen konnte. Der Vater erklärte mir anschließend das Denken meiner Studienkameraden:


„Sie können nur in den gelieferten Klischees denken. Sozialismus und Frieden, Kapitalismus und Krieg gehört für sie unweigerlich zusammen. Für sie sind die einzigen friedliebenden Staaten in Europa die Sowjetunion und die Staaten des Ostblocks. Die Kriegsgefahr kommt aus den westlichen, kapitalistischen Staaten. Und Westberlin ist deren Vorposten, so denken sie“, sagte er.


„Aber das ist ja nicht wahr!“ erwiderte ich erregt.


„Ja, ja, aber was sollen deine Kommilitonen diesen Doktrinen entgegensetzen, wenn sie nie eine andere Sichtweise hören, keinen westdeutschen Radiosender einschalten, keine heimliche Reise nach Westberlin unternehmen?“


Das überzeugte mich. Diese offenen Gespräche mit dem Vater hatten eine ordnende Funktion für mich und beruhigten mich vorübergehend.


Die DDR nutzte jede Möglichkeit, ihre Bürger von der sozialistischen Ideologie zu überzeugen. Besonders geeignet hielt sie dafür auch Großkundgebungen, die allerorten an den vielen Gedenk- und Feiertagen abgehalten wurden und zu denen aufmarschiert werden musste. Wir Leipziger Studentinnen und Studenten mussten uns im Herbst 1958 am „Tag der Universität“ nach einem längeren Marsch durch die Straßen in der Messehalle 2 versammeln, mehrere Reden über uns ergehen lassen und einem sozialistischen Kulturprogramm lauschen. Der Hauptredner war Kurt Hager, der damalige Sekretär des Zentralkomitees der SED, zuständig für Wissenschaft und Kultur, der es zwanzig Jahre später schaffen würde, zum Mitglied des Staatsrates der DDR aufzusteigen. Als größter Chefpropagandist der DDR bläute er uns nochmals ein, was wir schon wussten, dass wir, die vom Staat auserwählte, zukünftige Elite, einzig und allein dem Arbeiter- und Bauernstaate zu dienen und dem Sozialismus zum Siege zu verhelfen hätten. Deshalb sei das Studium des Marxismus/Leninismus die Grundlage eines zukünftigen Akademikers, wodurch wir uns grundlegend von den angehenden Akademikern im kapitalistischen Deutschland unterschieden.


Im Programm der Großkundgebung fanden sich damals aber auch Namen wie Reiner Kunze, dessen „Lied vom Parteiergreifen“ vom Chor und FDJ-Volkskunstensemble vorgetragen wurde, und Rudolf Bahro, der einen Vortrag zum Thema „Unsere Universität“ hielt. Die Namen sagten mir damals noch nichts. Zwanzig Jahre später wurde Reiner Kunze aus dem Deutschen Schriftstellerverband, der Organisation der DDR-Schriftsteller, wegen seiner Lyrik-Prosa „Die wunderbaren Jahre“ ausgeschlossen, weil er darin in kunstvoller Weise schildert, wie regimekritischen Jugendlichen im Alter von 14 bis 18 Jahren jegliche Zukunftschancen innerhalb der DDR entzogen wurden. Er lebte seitdem in Westdeutschland. Ebenso Rudolf Bahro, der wegen seines Buches „Die Alternative“ für zwei Jahre ins Gefängnis musste und dann durch Zahlungen der Bundesregierung an die DDR-Machthaber in die Bundesrepublik Deutschland übersiedeln konnte. Ob beide sich schon damals weniger opportunistisch geäußert hatten, als die meisten anderen, vermag ich nur zu vermuten, ich weiß aber, dass an einigen Stellen des Kulturprogramms etwas in der Luft lag, eine etwas andere Sprache, andere Töne. Ich war noch zu unerfahren in den feinen Differenzierungen, um vorsichtig vorgetragene, kritische Stimmen erkennen zu können.


Nach solchen agitatorischen Veranstaltungen war ich immer wieder aufs Neue verunsichert und stellte mir wieder die Frage: Wie komme ich da heil durch? Die Antwort war immer wieder dieselbe: In den Studienfächern gute Zensuren bekommen, alle Thesen und Theorien der Gewi-Seminare auswendig lernen und mich, so gut ich es vermochte, am Gespräch beteiligen, alle geselligen Veranstaltungen, die von der Studiengruppe ausgingen, freudig mitmachen, bei politischen Versammlungen die Zähne zusammenbeißen und still sein. Die Parole „Jedes gerechnete Integral ist ein Schlag gegen die psychologischen Kriegstreiber in Bonn“, die im Mathematischen Institut ausgegeben wurde, erklärte ich für Schwachsinn und ließ mich davon nicht irritieren.


Das alles war vielleicht noch hinzukriegen und auszuhalten, aber keinen Weg fand ich, die vormilitärische Erziehung zu umgehen. Als Oberschülerinnen war es uns noch gelungen, an den sogenannten „Spiel- und Sportnachmittagen“ die Übungen mit Gewehren zu verweigern. Der Beitritt zur GST (Gesellschaft für Sport und Technik) aber war für Studentinnen und Studenten Pflicht. Einmal in der Woche war GST-Nachmittag: Angetreten, still gestanden, vorwärts Marsch, links zwei drei, rechts schwenkt, links schwenkt, rührt euch usw. Schließlich mussten Gewehre aus dem Depot in der Innenstadt zu Fuß geholt und zum Schießplatz gebracht werden, jede Studentin mehrere Gewehre über der Schulter. Ich lief mit meinen Gewehren etwa fünf Meter hinter den anderen Kommilitoninnen und hörte die Kommentare der mir entgegenkommenden Passanten:


„Flintenweiber!“


„Nun auch schon die Mädchen!“


„Sollten sich was schämen!“


Ich schämte mich sehr. Das Gewehr im Stehen und im Liegen zu handhaben und Kimme und Korn zusammenzubringen, fiel mir nicht schwer,
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Abb. 6. Programm zur Großkundgebung „Tag der Universität“ 1958 in der Leipziger Messehalle 2 mit Beiträgen der späteren Systemkritiker Reiner Kunze und Rudolf Bahro





so dass ich oft ins Schwarze traf. Wozu? Zur Verteidigung des Sozialismus. Ich hatte Bauchschmerzen. Auch der Rückweg mit den Gewehren bedeutete, noch einmal den Spießrutenlauf durchzustehen.


Zusätzlich zu derartigen Pflichtveranstaltungen, die der sozialistischen Erziehung dienen sollten, wurde zum Ende des ersten Studienjahres die Umwandlung unserer Seminargruppe in ein „Sozialistisches Kollektiv“ angeordnet. Jeder Einzelne müsse sich darin mit seinem Tun und Lassen vor dem Kollektiv verantworten. Es solle gemeinsam in kleinen Studiengruppen gelernt werden und es würde angestrebt, die Abende und Wochenenden zunehmend gemeinsam zu verbringen.


„Wir können hier in unserem ‚sozialistischen Kollektiv’ lernen, unser Handeln besser mit unserem sozialistischen Bewusstsein zu vereinbaren“, erläuterte uns der Seminargruppenleiter, den wir, im Hin blick auf das ‚Sozialistische Kollektiv’, unpassenderweise ‚Chef’ nannten.


„Und ihr könnt uns besser kontrollieren!“ ergänzte ich im Stillen die Worte des ‚Chefs’.


Neben dem gemeinsamen Lernen im Studentenclub, was noch ganz lustig war, weil es oft mit Bier und Skatspiel endete, wurden gemeinsame Theaterbesuche und Wochenendausflüge organisiert. Ich war immer dabei. Natürlich bekamen die Leitung des Kollektivs und ihre Helfer nicht alles unter Kontrolle. Was sie nicht sahen, versuchten sie abzufragen, direkt oder indirekt.


Zur Ausbildung eines sozialistischen Lehrers an einer polytechnischen Oberschule, wie die Mittelschulen jetzt hießen, gehörte auch ein Praktikum in der Landwirtschaft. Ich lernte viel Nützliches in einem Versuchsgut, kam aber hier in eine noch nie so erlebte politische Bedrängnis. Der politische Bezug zu unserem sozialistischen Arbeiter- und Bauernstaat durfte an keiner Stelle fehlen, auch nicht in einem landwirtschaftlichen Praktikum. Deshalb kam ein Funktionär aus der Institutsleitung der Universität und schickte uns, immer zu zweit, zur Agitation für den Eintritt in die LPG (Landwirtschaftliche Produktionsgenossenschaft) zu den Bauern, die bisher den Beitritt verweigert hatten.


Schon vor einigen Jahren war die Kollektivierung der Landwirtschaft beschlossen worden. Der Staat hatte die Bauern aufgerufen, mit Hof und Land der Genossenschaft beizutreten und als Landarbeiter in der LPG zu arbeiten. Inzwischen konnte von einer Zwangskollektivierung gesprochen werden, denn die letzten, widerständigen Bauern wurden wiederholt unter Druck gesetzt, indem vor ihren Höfen Agitationsgruppen mit Transpa-
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Abb. 7. Mitgliedsausweis der GST (Gesellschaft für Sport und Technik) von 1958 - 1960, die Mitgliedschaft war für Studentinnen und Studenten Pflicht und schloss auch eine vormilitärische Ausbildung ein
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Abb. 8. Agitationsplakat zur Kollektivierung der Landwirtschaft in der DDR 1958, auch Studentinnen und Studenten wurden verpflichtet, Hausbesuche zu machen und die Bauern zum Eintritt in die LPG zu drängen





renten vorfuhren und durch Lautsprecher Drohungen aussprachen, oder indem der Bauer in einem Gespräch von der guten Sache überzeugt werden sollte. Die meisten Bauern hatten bis 1959 dem politischen und wirtschaftlichen Druck schon nachgegeben. Die Umwandlung der Landwirtschaft zu reinen Genossenschaftsdörfern war weit fortgeschritten. Die Bauern, die bis jetzt noch nicht beigetreten waren, wurden zu den Feinden des Sozialismus gezählt. Wir sollten einen dieser Feinde bekehren. Aber ich war doch selbst ein Feind!


Den Text, den wir dem Bauern aufzusagen hatten, mussten wir vorher aufschreiben und kontrollieren lassen. Mit einem Aufnahmeformular und der Adresse des Bauern wurden wir losgeschickt. Mir wurde heiß und kalt. Ich bewunderte den Bauern und hätte ihn in seiner Haltung gern bestärkt, aber ich sollte das Gegenteil tun, ihn unter Druck setzen und Angst und Panik schüren. Da wir zu zweit hingehen mussten und ich trotz eines ganzen Jahres gemeinsamen Studierens meine Kommilitonin politisch nicht einordnen konnte, war es nicht möglich, mich mit ihr vorher abzusprechen. Mir war noch nie mit so viel reservierter Haltung eine Tür geöffnet worden, wie von diesem Bauern. Er führte uns mit versteinertem Gesicht in seine Stube, nachdem wir ihm gesagt hatten, dass wir für den Beitritt in die LPG werben wollten. Es stellte sich dann sehr schnell heraus, dass meine Begleiterin kaum etwas sagte. Ich fühlte mich so elend, dass ich das erste „Nein“ des Bauern sofort nutzte, unserem schrecklichen Auftritt ein Ende zu machen und wir uns nach wenigen Minuten wieder verabschiedeten. Eine so widerliche Rolle hatte ich bisher noch nie spielen müssen. Mir schlugen der Hass und der Ekel des Bauern massiv entgegen, denn er konnte ja nicht erkennen, dass ich eigentlich auf seiner Seite stand. Ich hoffte aber, dass er im Nachhinein an unserem kurzen Besuch erkannt haben würde, dass wir unter Zwang gehandelt hatten. Meine Hilflosigkeit im Umgang mit überzeugten Funktionären und meine Angst vor Konsequenzen verhinderten auch dieses Mal, mich gegen diesen widerlichen Auftrag zu wehren. Ich hatte deshalb überhaupt nicht versucht, den Gang zu dem Bauern zu verweigern. Dieser Umstand des Ausgeliefertseins gegenüber diesem politischen System beunruhigte mich sehr und die Angst, dass ich wiederholt in ähnliche Situationen geraten könnte, verstärkte sich dramatisch.


Die nächste Situation ließ auch nicht lange auf sich warten. Die Parteigenossen in unserem „Sozialistischen Kollektiv“ forderten von uns Taten, die unsere tadellos formulierte Einstellung zu unserem Staat, die uns im Gewi-Seminar jede Woche abverlangt wurde, untermauern sollten. Es wurde uns ein Protestbrief an den amerikanischen Präsidenten Eisenhower vorgelegt, den es zu unterschreiben galt. Er richtete sich gegen amerikanische Aufklärungsflüge über der Sowjetunion und gegen das Festhalten der USA am Viermächtestatus von Berlin. Es war eine geschickte Verquickung zweier aktueller Konflikte zwischen den Großmächten USA und Sowjetunion, die sich die Parteifunktionäre da ausgedacht hatten. Am 1. Mai 1960 hatte die Sowjetunion ein amerikanisches Aufklärungsflugzeug über Swerdlowsk abgeschossen. Dass der Sowjetunion sehr daran gelegen war, diese Aufklärungsflüge abzustellen, war allgemein verständlich. Chruschtschow hatte die Wichtigkeit dieser Frage ein paar Tage später auf der Gipfelkonferenz demonstriert, indem er diese Konferenz scheitern ließ, weil die USA nicht bereit waren, zunächst über die Einstellung der US-Aufklärungsflüge zu verhandeln.


Aber diese Forderung in der Resolution an Eisenhower mit der für uns DDR-Bürger existentiellen Frage des freien Zugangs nach Westberlin zu verknüpfen, war hinterhältig. Ich stürzte in große Gewissensnot. Es gab kein Argument, die erste Forderung nicht zu unterschreiben, die zweite Forderung hing an der ersten. Was konnte ich tun? Eine Verweigerung der Unterschrift hätte die Unreife einer sozialistischen Studentin entlarvt und möglicher weise die Vorladung zum FDJ- Funktionär und einer Bewährung in der Produktion als Konsequenz nach sich gezogen. Ich unter schrieb und forderte damit öffentlich das, wovon ich mich selbst bedroht fühlte. Der Gewissenskonflikt hatte eine neue Qualität erreicht: Eine Unterschrift war für mich mehr als nur ein Nachplappern sozialistischer Phrasen. Es war auch nicht nur Heuchelei, es kam einem Verrat an der Sache und an mir selbst ziemlich nahe.


3


Die Vorfälle gaben reichlich Stoff für die Berichte an den Wochen enden zu Hause. Es war nach wie vor gut, dass ich hier abladen konnte. Aber das reichte nicht, um durchhalten zu können. Mir war zwar noch meine Freundin Hella geblieben, der ich vertraute, mit der ich aber selten ungestört reden konnte, da sie in ihre, wie ich in meine Seminargruppe eingebunden war. Auf der gemeinsamen Zugfahrt am Sonntagabend von zu Hause nach Leipzig konnten wir uns auch nicht austauschen, da es zu viele Mithörer gab. Auch wenn die Eltern mir beipflichteten und ich sie als Ventil benutzen konnte, so hatte ich zusätzlich das dringende Bedürfnis, diesem Staat, der mich zwang, ihn gegen meine Überzeugung politisch zu unterstützen, so oft wie möglich ein Schnippchen zu schlagen, weniger um ihm öffentlich die Stirn zu bieten, das wäre zu gefährlich geworden, mehr um mir im Geheimen zu beweisen, dass er mich nicht unterkriegen könne. Was lag näher, als der regelmäßige Blick über die innerdeutsche Grenze in den Westen? Ich nutzte jede Möglichkeit, beschrittjeden Weg, der noch geblieben war, um Kontakte im Westen zu erhalten oder neu aufzubauen und mir Informationen zu besorgen, die mir mein Staat vorenthielt. Jede Aktion hatte dabei etwas Befreiendes für mich und machte mich stark.


Ich führte einen regen Briefwechsel mit dem ‚kapitalistischen Ausland’.
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Abb. 9. Westdeutsche Briefpartner
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9 a Briefpartner J. (Landwirt und freiwilliger Bundeswehrsoldat)


Ausschnitt aus dem Brief vom 16. 1. 1957: Herantasten an die politische Einstellung


seiner Briefpartnerin in der DDR


[image: ]


9 b Briefpartner J., Ausschnitt aus dem Brief vom 20. 4. 1957:


Rock‘n Roll-Tanzkurs auf dem Papier
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Abb. 9 c: Briefpartner R. (Verwaltungslehrling) Ausschnitt aus dem Brief vom 13. 5. 1957: Meistens schrieb er über Fußball, Filme, Schlager, Preisschießen im Schützenverein oder über seine Bürotätigkeit, nur ab und zu äußerte er sich auch politisch





Zwei junge Männer waren als feste Briefpartner von den Bewerbungen auf eine Anzeige in einer westdeutschen Zeitschrift übriggeblieben. Ich erzählte ihnen vom Leben in der DDR und erfuhr von ihnen etwas über Bauernhöfe in Bayern, Schützen vereine in der Pfalz, über Rock’n’Roll-Tanzkurse und Fallschirmspringer in der Bundeswehr. Ich bildete mir ein, auf diese Weise den Anschluss an die Jugendlichen im Westen halten zu können, für den Fall, dass ich dort noch einmal leben würde. Ich nahm in den Briefen kein Blatt vor den Mund und hoffte darauf, dass ich wegen Unbedeutendheit nicht in die Briefkontrollen geraten würde. Meine Briefpartner schrieben sowieso frei von der Leber weg, sie hatten ja nichts zu befürchten. Sogar während ihrer Bundeswehrzeit korrespondierten wir weiter und ich bekam zu diesem Zweck die Nummer eines Postfachs mitgeteilt.


Ein Jahr lang war mir mit Hilfe meiner Schwester auch ein Briefwechsel mit zwei jungen Engländern gelungen, die sich als Soldaten in Libyen und British Guiana aufhielten. Einerseits wollte ich damit meine Fühler über die deutschen Grenzen hinaus ausstrecken, andererseits hoffte ich dadurch meine minimalen Kenntnisse in Englisch erweitern zu können, denn mit lediglich zwei Jahren Englischunterricht war ich nicht weit gekommen. Ich wusste, dass in den Schulen Westdeutschlands das Fach Englisch viele Jahre auf dem Stundenplan stand. Im Studienplan für Leipziger Lehrerstudenten war nur Russisch vorgesehen. Hella und ich fanden das empörend. Wir füllten eigenständig diese Lücke, indem wir uns in das Englischseminar der Geophysiker setzten und dort akzeptiert wurden. Eine solche Eigeninitiative war im sozialistischen Studienbetrieb eigentlich nicht vorgesehen. Der Briefwechsel auf Englisch war und blieb aber mühsam und hielt sich deshalb nur ein Jahr.
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Abb. 10. Die Schwester am Genfer See, 1958





Dagegen erfüllte der Briefwechsel mit meiner Schwester in der Schweiz mitunter die Funktion eines Tagebuchs, ich schüttete mein Herz aus, lud den gesamten politischen Müll bei ihr ab und war anschließend erleichtert. War der Brief geschrieben und weggeschickt, war der quälende Druck entwichen und ich konnte weitermachen. Oft setzte ich mich noch am gleichen Abend nach einem Gewi-Seminar hin und schrieb ihr Teile des Seminars fast wortwörtlich auf, die mich besonders in Rage gebracht hatten. Am 30. Juni 1959 schrieb ich:


„Ich möchte Dir noch eine Kostbarkeit aus meinem politischen Leben erzählen. Folgende Erklärung gab die Leiterin unseres Gewi-Seminars ab (leider nicht ganz wörtlich, aber fast): Man spricht von der Meinungsfreiheit in Westdeutschland, sie soll sich angeblich dadurch ausdrücken, dass der ‚freie’ Mann auf der Straße oder in der Straßenbahn sich offen gegen Adenauer und seine Politik stellen kann. Ja, aber da muss man fragen, ändert sich dadurch etwas? Nein, es ändert sich überhaupt nichts. Wir hier dagegen können unsere Meinungen und Vorschläge an den betreffenden Stellen vorbringen, von wo aus sie dann realisiert werden. Natürlich kann es sich nur um solche Vorschläge zur Veränderung handeln, was der Veränderung wirklich bedarf und die dem Wohle des ganzen Volkes nützen, d. h. der Mehrheit des Volkes nützen.“


Ich empfand tatsächlich durch das Niederschreiben eine Entlastung und schon während des Schreibens war ich wieder in der Lage gewesen, über diese Verdummung zu lachen.


Sogar mit meinem reichen Onkel in Darmstadt wechselte ich Briefe, aber wohl mehr aus taktischen Gründen. Ich stand ihm nicht besonders nahe, aber ich wollte vorbauen, falls ich später einmal auf seine Hilfe zurückgreifen müsste. Er erzählte mir aus seinem Geschäftsleben und von seinen Problemen in seiner zweiten Ehe, zum Entsetzten meiner Mutter. Aber ich las seine eng beschriebenen Schreibmaschinenseiten mit großem Interesse, denn alles, was mir Einblick in das Leben in Westdeutschland geben konnte, brachte mich weiter in meiner Vorstellung, was ich dort zum Leben brauchen und mit welchen Schwierigkeiten ich zu kämpfen haben würde, sollte ich einmal die Seite wechseln.
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